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KURZ KOMMENTIERT

Bundeshaushalt

Vertagte Konsolidierung

D er im Bundestag vorliegende Entwurf des Etats 
für 1979 hat ein Volumen von 204,6 Mrd. DM und 
verändert sich damit gegenüber dem Vorjahres- 
soll um 8,4% . Die umfangreichsten Ausgabenein
zelposten betreffen die Bereiche Arbeit (47,2 Mrd.), 
Verteidigung (36,09 Mrd.), Verkehr (26,45 Mrd.) 
und Jugend, Familie, Gesundheit (17,61 Mrd.), die 
zusammen mehr als 5 0%  des Haushaltsvolumens 
ausmachen. Die höchsten Zuwächse weisen die 
Einzeletats W irtschaft (+  19,6%), Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (-1- 17,2%), Forschung und Tech
nologie (-t- 14,1 %), Arbeit (+  9,7% ) und Jugend, 
Familie, Gesundheit ( +  9,2% ) auf. Die Nettokre
ditaufnahme steigt auf eine Höhe von 35,5 Mrd. 
DM und übertrifft damit die Investitionsausgaben 
um ca. 2 Mrd. DM. Damit deutet sich das Problem 
dieses Haushalts schon an: Zum vierten Mal 
nimmt der Bund die Ausnahmevorschrift des A rti
kels 115 des Grundgesetzes in Anspruch und 
überzieht die formale Grenze der Nettokreditauf
nahme.
Die Notwendigkeit, Wachstum und Konjunktur zu 
kräftigen, aber auch die dringenden Ziele eines 
Abbaus der Steuerbelastung und einer verbesser
ten Fam ilienpolitik verhinderten die längst fällige 
Inangriffnahme der Schuldenkonsolidierung. Nun 
bleibt erst einmal abzuwarten, welche Verände
rungen der Haushaltsentwurf in der weiteren par
lamentarischen Behandlung erfährt. Der Finanz
minister deutete schon an, daß noch Spielraum 
für Kürzungen sei. Insofern könnte der aktuelle 
Anlaß zu Klagen über eine Verletzung des Arti
kels 115 seitens der Opposition entfallen. Grund
sätzlich bleibt aber die Frage offen, wann denn 
der Abbau des hierzulande als gefährlich hoch 
eingeschätzten Schuldenberges in Angriff genom
men werden soll. Nach Aussagen des Finanzmini
sters b leibt die Konsolidierung zwar m ittelfristig 
eine wichtige Aufgabe der Finanzpolitik. Nur — 
wie lang ist m ittelfristig und was wird aus der 
Konsolidierung, wenn die nächste Rezession frü 
her als erwartet kommt? cri

Entwicklungspolitik

Schiuldenerlaß für die Ärmsten

D ie  Bundesregierung hat in der Frage des Schul
denerlasses nachgegeben. Ein halbes Jahr nach 
der Genfer Schuldenkonferenz beschloß sie, auf 
die Rückzahlung der öffentlichen Schulden der

30 ärmsten Entwicklungsländer zu verzichten. Ein
nahmeausfall für den Staat: 1,8 Mrd. DM an T il
gungszahlungen für bereits ausgezahlte sowie 
2 Mrd. DM für bisher lediglich zugesagte Kredite, 
ferner rund 500 Millionen an Zinsen — zusammen 
4,3 Mrd. DM im Laufe der nächsten 50 Jahre. Vor
her schon wurde angekündigt, daß diese Länder 
in Zukunft Zuschüsse anstelle von Darlehen er
halten sollen.

Wieder einmal ist die Bundesregierung damit 
Stück um Stück von einer ursprünglich harten Po
sition abgerückt. Diesmal bildete die Bundesrepu
b lik allerdings nicht mehr das Schlußlicht der In
dustrieländer. Vielleicht ist dies der Beginn einer 
Abkehr von der kurzsichtigen Taktik, anfänglich 
Forderungen von Entwicklungsländern völlig ab
zulehnen und am Ende aus Furcht vor der Isola
tion doch nachzugeben.

Der Nachholbedarf der ärmsten Länder an Infra
strukturinvestitionen war einfach zu groß, um hier 
Projekte mit Krediten finanzieren zu können. Da
zu hätten diese Projekte innerhalb recht kurzer 
Zeit zu einer Steigerung der verfügbaren Devisen 
führen müssen. Dies war jedoch weder möglich 
noch wünschenswert. Denn in so wenig entwickel
ten Ländern sind gerade solche Maßnahmen not
wendig, die der breiten Bevölkerung, vor allem 
auf dem Lande, nützen und die Integration der 
heimischen Wirtschaft fördern. Derartige Projekte 
führen jedoch oft nicht zur Erwirtschaftung zusätz
licher Devisen. Die neue Zuschußpolitik w ird sie 
eher ermöglichen als die bisherige Kreditpolitik. 
Es bleibt zu hoffen, daß sich auch die USA und 
die noch fehlenden europäischen Länder bald 
zum Erlaß der öffentlichen Schulden entschließen 
können. or

Schweizer Franken

Höhenflug gestoppt?

D er insbesondere gegenüber dem US-Dollar und 
der D-Mark -  gemessen an der Differenz der In
flationsraten — überbewertete Schweizer Franken 
droht zu einer ernst zu nehmenden Wachstums
bremse für die Schweizer W irtschaft zu werden. 
Die W ettbewerbsfähigkeit w ird im Inland ebenso 
wie auf den Auslandsmärkten — über ein Drittel 
des Bruttosozialprodukts entfä llt auf den Export 
— gefährdet. Die bisherigen währungspolitischen 
Maßnahmen zur M ilderung des Wechselkurspro
blems (Devisenmarktinterventionen, Anlageverbot 
für Ausländer) haben nicht gegriffen, obwohl die 
Schweizer Nationalbank bereits seit einem Jahr 
das Ziel der Geldmengenstabilisierung nicht mehr
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Strikt verfolgt. Am 1. Oktober unternafim die Na
tionalbank daher einen erneuten Vorstoß, den an
haltenden Aufwertungstrend zu stoppen. Ihr IVlaß- 
nahmenpaket umfaßt Devisenmarktinterventionen 
zugunsten unterbewerteter Währungen, Förderung 
des Kapitalexports und Hilfen für die Touristik
branche bei der Absicherung von Wechselkurs
risiken.

Inn Rahmen der jüngsten Maßnahmen mußte das 
Geldmengenziel von 5 %  für 1978 fallengelassen 
werden. Dies kann allerdings nicht als Zeichen 
e iner Abkehr vom bisher verfolgten Stabilitätskurs 
angesehen werden. Solange aber die Schweiz 
weiterhin den „W eltrekord“ in der Inflationsbe
kämpfung hält, während andere Staaten eine ex
pansivere Geld- und Fiskalpolitik fahren, und so
lange sich die Spekulation darauf verlassen kann, 
daß für die Schweizerische Nationalbank die 
Preisstabilität weiterhin höchste Priorität hat, 
spricht wenig für einen Erfolg der währungspoli
tischen Maßnahmen. Der Kurs des Schweizer 
Franken dürfte sich also weiterhin nach oben be
wegen. sf

Ost-West-Handel

Aktiviertes COCOM

O h n e  große Publizität fand Anfang Oktober in 
Paris eine Tagung des COCOM (Coordinating 
Committee) statt. Dieses im Jahr 1949 zu Beginn 
des Kalten Krieges auf Betreiben der USA gebil
dete  Gremium hat die Aufgabe, Embargolisten 
strategischer Exportgüter für den Osthandel zu 
erstellen und zu überwachen. Zwar hat das 
COCOM seit Einsetzen der Entspannungspolitik 
an Bedeutung eingebüßt, doch achten auch ge
genwärtig vor allem die USA auf die ständige 
W irksam keit dieses Gremiums. Nationale Sicher
heitsinteressen sowie die Menschenrechtskam
pagne der Carter-Administration sind hierbei 
w ichtige Motive. Gegenstand des jüngsten Tref
fens dürfte vor allem das Problem von Computer
lieferungen an die Sowjetunion sein. Die US-Re- 
g lerung sieht sich dabei m it ihrem Vorschlag eines 
generellen Lieferstopps sowohl m it den Absatz
interessen der eigenen Exportwirtschaft als auch 
m it denen der anderen westlichen Industrieländer 
im  Zwist. Die NATO-Partner der USA und Japan 
stehen dem oft harten Kurs der Ostpolitik Carters 
ohnehin m it Distanz gegenüber. Deshalb werden 
es die US-Vertreter schwer haben, ihre Verbünde
ten  auf eine extrem harte Embargolinie einzu
schwören.

D ie Vergangenheit hat oft genug gezeigt, daß ein 
Embargo im Osthandel weder politisch sinnvoll 
noch ökonomisch durchsetzbar war. Müssen auch

die großen europäischen Computerhersteller 
Frankreich, Großbritannien und Bundesrepublik 
insbesondere wegen diverser amerikanischer Zu
lieferungen stillhalten, so dürften sich japanische 
Regierungskreise und Produzenten weit weniger 
kooperationswillig zeigen. Sie sind insofern im 
Vorteil, als sie im COCOM nicht Vollm itglied, son
dern nur assoziiert sind. Wie auf anderen Gebie
ten so werden auch im Bereich der Computerliefe
rungen weiterhin ständig Differenzen zwischen 
den Embargo-Mitgliedern bestehen, und zwar ins
besondere zwischen den USA und den europä
ischen Ländern, für die der Ostmarkt eine un
gleich größere Bedeutung hat als für die Ameri
kaner. ud

US-Exporte

Bescheidenes Programm

US-Präsident Carter hat kürzlich ein Exportförde
rungsprogramm verkündet, das darauf abzielt, 
über eine langfristige Exportoffensive das ameri
kanische Zahlungsbilanzdefizit (1978 etwa 30 Mrd. 
US-$) zu verringern und den Dollar zu stärken. 
Gedacht ist an eine Aufstockung der staatlichen 
Exportkredite und -garantien für US-Unternehmen 
um 600 Mill. $.

Das Handelsministerium rechnete in diesem Zu
sammenhang vor, daß eine Erhöhung des Anteils 
der Exporte am BSP von jetzt 6 auf 7 %  das Han
delsbilanzdefizit um 20 Mrd. |  reduzieren würde. 
Eine derartige Steigerung der Exportquote dürfte 
durch das Programm allerdings kaum zu erreichen 
sein. Denn dazu sind die bereitgestellten Mittel 
(ca. 0 ,5%  der Exporte) völlig  unzureichend. Eine 
Förderungssumme dieser Höhe wird die US-Un- 
ternehmen sicherlich nicht dazu reizen können, 
sich vom einheimischen Markt abzuwenden und 
vermehrt in das risikoreiche Exportabenteuer ein
zusteigen, zumal viele Unternehmen bereits über 
Direktinvestitionen ihre eigene Exportbasis expor
tie rt haben.

Das Programm kann als Ausdruck der H ilflosigkeit 
Präsident Carters angesehen werden, das Ver
trauen der Welt in die US-Währung w ieder zu sta- 
sibilsieren. Von den zentralen Ursachen der Dol
larmisere lenkt es nur ab. Zu ihrer Beseitigung 
wäre neben einer wirkungsvollen Bekämpfung der 
einheimischen Inflation eine Verminderung der 
Energieeinfuhren sicher geeigneter. Aber auch ein 
Durchbruch in der Tokio-Runde, der die europä
ischen Märkte für die US-Landwirtschaft öffnen 
würde, könnte den Dollarkurs festigen. Die An
kündigung eines derart bescheidenen Exportför
derungsprogramms hat ein weiteres Absacken des 
Dollars jedenfalls nicht verhindern können. je

WIRTSCHAFTSDIENST 1978/X 483


